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Die Haltung hinter dem Tierwohllabel, 02.12.2022

Mit dem Tierwohllabel ist dem interessierten Verbrauchenden ein Wegweiser an die Hand gegeben

worden, der ihn schnell und unkompliziert bei beim täglichen Einkauf tierischer Lebensmittel erkennen

lässt, nach welchem Tierwohlstandard das Tier zuvor gelebt hat. Die Reputation, sprich das Ansehen,

der Fleischwirtschaft ist denkbar schlecht. Hierfür existieren verschiedene Gründe. Von den

Fleischskandalen über die in die Diskussion gekommenen Haltungsbedingungen der Tiere.

Link: landschafftwerte.de/die-haltung-hinter-dem-tierwohllabel

Quelle: rind-Schwein.de

 

 

Afrikanische Schweinepest im Norden Tschechiens nachgewiesen, 03.12.2022

Im Norden Tschechiens nahe der Grenze zu Polen ist die Afrikanische Schweinepest aufgetreten. Die

Tierseuche sei bei einem toten Wildschwein nachgewiesen worden, teilte die Staatliche

Veterinärbehörde (SVS) am Freitag in Prag mit. Der Fundort lag bei der Gemeinde Jindrichovice pod

Smrkem im sogenannten Friedländer Zipfel, rund 25 Kilometer nordöstlich von Liberec und 35

Kilometer östlich der sächsischen Grenzstadt Zittau.

Die Behörde will nun ein rund 200 Quadratkilometer großes Infektionsgebiet ausrufen. In dieser

Sperrzone wird das Betreten der Wälder eingeschränkt und die Jagd nach Wildschweinen untersagt.

Etwaige Tierkadaver sollen auf die Seuche untersucht und entsorgt werden. Die Erkrankung war in

Tschechien zuletzt vor viereinhalb Jahren aufgetreten, damals aber in der östlichen

Verwaltungsregion um die Industriestadt Zlin.

Quelle: proplanta.de; gekürzt
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EU-Budget: Gut 21 Milliarden Euro aus Deutschland, 04.12.2022

Köln - Deutschland ist mit weitem Abstand der größte Nettozahler unter den EU-Mitgliedstaaten. Nach

Angaben des Instituts der deutschen Wirtschaft (iwd) zahlte die Bundesrepublik im vergangenen Jahr

21,409 Mrd. Euro mehr in den EU-Haushalt ein als daraus bezogen wurde.

Zum Vergleich:

Der Etat des Bundesforschungsministeriums betrug 2021 knapp 20 Mrd. Euro. Es folgte Frankreich

mit einem Nettosaldo von 10,946 Mrd. Euro, dahinter die Niederlande mit 4,076 Mrd. Euro und

Schweden mit 2,493 Mrd. Euro. Ebenfalls zu den Nettozahlern zählten Dänemark, Italien, Österreich,

Belgien, Finnland und Irland, wobei sich der Beitrag dieser Mitgliedstaaten im Jahr 2021 zwischen

441 Mio. Euro im Falle Irlands und knapp 1,48 Mrd. Euro im Falle Dänemarks und Italiens bewegte.

Den insgesamt zehn Nettozahlern standen im vorigen Kalenderjahr 17 Nettoempfänger gegenüber.

Unangefochten an der Spitze stand Polen, das 12,924 Mrd. Euro mehr aus dem Brüsseler Haushalt

bezog als es einzahlte. Zwischen 4,171 Mrd. Euro und 4,682 Mrd. Euro belief sich der positive

Nettosaldo für Rumänien, Ungarn und Griechenland. Spanien erhielt 3,429 Mrd. Euro mehr aus dem

EU-Etat als es nach Brüssel überwies. Ebenfalls auf einen Betrag von mehr als 3 Mrd. Euro kamen

Tschechien und Portugal. [...]

Brexit für Berlin sehr teuer:

Im Vergleich von 2021 zu 2020 fällt laut dem Institut der deutschen Wirtschaft auf, das Deutschland

zuletzt erheblich mehr gezahlt hat, nämlich 21,4 Mrd. Euro statt „nur“ 15,5 Mrd. Euro im Vorjahr. Das

lag vor allem am Brexit: Weil das Vereinigte Königreich aus der EU austrat, mussten andere Staaten

dessen Anteil am EU-Budget übernehmen. In erster Linie war das Deutschland.

Der Anteil der Bundesrepublik am Bruttonationaleinkommen, an dem sich die Geldflüsse an den EU-

Haushalt hauptsächlich orientieren, stieg von 21,9 % im Jahr 2020 auf 25,4 % im vorigen Jahr. Auch

pro Kopf betrachtet lag Deutschland bei den Geldabflüssen in Richtung EU 2021 an der Spitze. Dem

idw zufolge transferierte jeder Einwohner im Schnitt 258 Euro netto nach Brüssel. Dicht dahinter

folgten die Dänen mit 253 Euro und danach die Schweden mit 240 Euro sowie die Niederländer mit

233 Euro. Das meiste Geld im Mittel bekamen auf der anderen Seite die Litauer und Esten, und zwar

586 Euro und 563 Euro. Im Zeitverlauf zeigt sich laut idw bei der Pro-Kopf-Betrachtung, dass die

Nettozahler immer mehr Geld an die EU transferieren.

Quelle: proplanta.de

 

 

Landwirte in der Falle: Stallumbau für mehr Tierwohl nicht bezahlbar?, 05.12.2022

Es kommt in den Medien selten vor, dass Klartext über die Diskrepanz zwischen gesellschaftlichen

und politischen Wünschen und der Realität gesprochen wird. Der Spiegel hat das gemacht und den

Hof von Dagmar und Andreas Klingelhöller in Niedersachsen besucht. 2008 erst hatten sie den

Schweinestall nach damaligen Regeln umgebaut – doch dann kam die Tierwohlwelle.

Da würde die Familie gerne mitgehen und die neuen Tierwohlvorgaben umsetzen. Doch Andreas

Klingelhöller hat alles durchgerechnet. „Finanziell nicht machbar“, sagt er dem Spiegel. Die

Ferkelpreise seien schon in normalen Zeiten kaum auskömmlich. Und schon gar nicht in diesen.

Kosten fressen Einnahmen schon jetzt auf:

Der Betrieb schreibe rund 15 € Verlust pro Ferkel. Die gestiegenen Ausgaben würden die Einnahmen

wegfressen. Futter koste sie doppelt so viel wie vor 24 Monaten, Energie das Fünffache. Das

Magazin stellt denn auch fest, dass der Systemwechsel, weg vom immer mehr und immer billiger, hin

zu einer tierfreundlicheren Landwirtschaft, von der Inflation in nur wenigen Monaten wieder

zunichtegemacht wurde. Nachhaltige Lebensmittel mag sich derzeit kaum mehr einer leisten, die

Kunden greifen wieder häufiger zu Billigfleisch. Ein großer Biohändler spricht vom „schlimmsten

Einbruch“ seit Jahren, heißt es.

Handelsketten ducken sich weg: Die Bauern steckten in einem kaum auflösbaren Dilemma, so das

Fazit. Hier die explodierenden Preise für die staatlich verordnete, artgerechtere Zucht, dort die



Handelskonzerne, die sich aufgrund der hohen Inflation nicht auch noch auf höhere Zuschläge für

mehr Tierwohl einlassen wollen. Wann immer es um konkrete Summen gehe, flüchteten sich die

Handelsketten in „wachsweiche Begriffe“, wie „angemessene Bezahlung“ oder „fairer Umgang“, klagt

Klingelhöller. Ihr schweben eher gemeinsame Produktionsfirmen vor, die dem Handel ein Teilrisiko

aufbürden. Etliche ranghohe Handelsvertreter habe sie durch ihren Stall geführt, am Ende seien sie

„ohne Ergebnis weggedüst“. Als Erfolg gilt schon ein geplantes Logo, das Fleisch aus Deutschland

hervorhebt.

Zahl der Schweinehalter halbiert:

Die Stimmung unter den Schweinehaltern ist laut Spiegel so mies, dass sich die Zahl der Betriebe in

den vergangenen zehn Jahren auf 17.900 fast halbiert hat. Die jüngsten Kostenanstiege und die

Afrikanische Schweinepest hätten die Lage noch verschlimmert.

Torsten Staack von der ISN nehme wahr, dass selbst Pioniere aufgeben, die schon Außenställe

haben. Sie würden zum Aussteigen gedrängt. Es fehle ein politischer Plan, die Tierhaltung geordnet

umzubauen. Behörden stünden sich gegenseitig im Weg, weil sich Vorgaben widersprechen. So

würden sie offene Ställe zumeist gar nicht genehmigen, aus Angst vor Ammoniakemissionen. Ein

bürokratischer Albtraum.

Enorme Kosten:

Von 2025 an werden mehr als 1 Mrd. € pro Jahr allein für mehr Platz, frische Luft und Auslauf für

Rinder, Schweine und Geflügel fällig. Mit steigenden Vorgaben klettern die Ausgaben sukzessive

höher – ab 2040 auf 3,6 Mrd. € pro Jahr. Der Stallumbau macht dabei noch den geringsten Teil aus,

80 % der Kosten gehen für den laufenden Betrieb drauf, für mehr Betreuung, mehr Stroh, das

Ausmisten, schreibt der Spiegel weiter.

Zur Finanzierung hatte die Borchert-Kommission einen höheren Mehrwertsteuersatz oder eine

Abgabe von 40 Cent pro kg Fleisch vorgeschlagen. Für die Kunden seien das wöchentlich im Schnitt

70 Ct mehr. Am Ende, so seine Botschaft, werden die Verbraucher die Summe aufbringen müssen.

Aber der Staat müsse in Vorleistung gehen.

Verfahrene Situation ohne Lösung:

Die Regierung habe das fertige Konzept hingegen in kleine Häppchen zerlegt. 1 Mrd. € will

Agrarminister Cem Özdemir für den Umbau der Schweinehaltung ausgeben – auf vier Jahre

gestreckt. Doch das gibt den Bauern keine Planungssicherheit – ein Stall wird für 20 Jahre geplant

und finanziert. Borchert möchte daher „keinem Bauern raten“, nächstes Jahr auf die besseren

Haltungsformen 3 oder 4 mit Offenställen und Auslauf umzustellen, „wenn die Kosten des Betriebs

nur für wenige Jahre gesichert sind“. Ohne ein langfristiges Finanzierungskonzept „pausieren wir

unsere Beratung“, hatte er beschlossen.

Das Problem sei, dass FDP-Finanzminister Christian Lindner nicht viel von den BMEL-Plänen hält.

Die Liberalen wollen vermeiden, dass der Staat neue Schulden macht. Und alles, was schwieriger

umzusetzen ist, habe Özdemir schon ausgeklammert. Die Bauern fürchten indes, dass sie trotz der

vielen schönen Werbeversprechungen des Handels auf den Kosten sitzen bleiben. Sobald die

Kundschaft von hohen Preisen abgeschreckt werde, knickten die Händler ein. Im Handel brauche es

„einen Paradigmenwechsel, der auch uns etwas kosten wird“, gesteht selbst ein Handelsmanager

gegenüber dem Magazin ein. Ohne eine massive Intervention des Staates werde das Versprechen

vom Tierwohl kaum mehr bleiben als eine Phrase. Darüber könnten auch die wenigen positiven

Beispiele, die es gibt, nicht hinwegtäuschen.

Quelle: topagrar.com

 



EU verbietet Soja, Palmöl und Rindfleisch aus Entwaldung, 06.12.2022

Die EU verbietet den Import bestimmter Agrarprodukte, die auf abgeholzten Waldflächen erzeugt

werden. In einer Nachtsitzung haben sich die Unterhändler von EU-Ministerrat, Parlament und

Kommission heute (6.12.) am frühen Morgen auf einen Kompromiss zum sogenannten

Waldschutzgesetz verständigt. Damit verbietet die EU künftig den Import und Verkauf von sieben

Produkten, wenn für deren Erzeugung Wälder abgeholzt wurden.

Konkret geht es um Palmöl, Soja, Rinder, Holz, Kaffee, Kakao und Kautschuk. Das Verkaufsverbot

gilt auch für verarbeitete Erzeugnisse daraus wie Rindfleisch oder Schokolade. Damit will die EU vor

allem den Schutz der tropischen Regenwälder verbessern. Die Ernährungs- und

Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) schätzt, dass von 1990 bis 2020 rund 420

Millionen Hektar Wald abgeholzt wurden.

Importeure müssen exakte Rückverfolgbarkeit garantieren:

Das Einfuhr- und Verkaufsverbot ist allerdings auf Waldflächen beschränkt, die nach dem 31.

Dezember 2020 abgeholzt wurden. Die Verordnung verpflichtet Unternehmen, die Produkte und

verarbeitete Erzeugnisse von der Liste kritischer Rohstoffe anbieten wollen, die exakte geografische

Lage des Betriebes beziehungsweise der Anbaufläche nachzuweisen. Sie müssen beweisen können,

dass die Agrarprodukte entwaldungsfrei und nach den im Ursprungsland geltenden gesetzlichen

Bestimmungen erzeugt wurden. Die genaue Rückverfolgbarkeit soll gewährleisten, dass nur

entwaldungsfreie Produkte auf den EU-Markt gelangen und dass die Behörden in den Mitgliedstaaten

dies kontrollieren können.

Biodiesel und Mais könnten bald folgen:

Der im Trilog vereinbarte Kompromiss bedarf noch der formalen Zustimmung durch Ministerrat und

Parlament. Sobald die Verordnung in Kraft ist, haben Industrie und Handel 18 Monate Zeit, ihre

Lieferketten nachweislich entwaldungsfrei zu gestalten. Zur Erleichterung wird die EU-Kommission ein

Benchmark-System entwickeln. Darin werden die Exportländer nach ihrem Risiko für eine nicht

entwaldungsfreie Rohstoffproduktion eingestuft (niedrig, mittel oder hoch). Darüber hinaus will die

EU-Kommission die Liste der Produkte, die unter die Verordnung fallen, regelmäßig überprüfen und

ergänzen. Biodiesel und Mais könnten beispielsweise Kandidaten für eine Erweiterung der

Produktliste sein. [...]

Quelle: agrarheute.com



 

 

Tierhaltungskennzeichnung: Mittag kann Kritik „an vielen Stellen“ nachvollziehen, 07.12.2022

Der vom Bundeslandwirtschaftsministerium vorgelegte Gesetzentwurf zur Tierhaltungskennzeichnung

ist in der Landwirtschaft und zuletzt sogar beim Bundesrat nicht nur auf Gegenliebe gestoßen. Die

agrarpolitische Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion, Susanne Mittag, kann diese Kritik „an vielen

Stellen“ nachvollziehen.

Im Interview mit dem Deutschen Raiffeisenverband, das morgen in voller Länge in der Ausgabe 5/22

des DRV-Magazins „ko:operativ“ erscheint, gibt Mittag allerdings zu bedenken, dass es sich dabei

nur um den Einstieg in einen großen Gesamtkomplex handelt. Hier bestehe enormer

Nachbesserungsbedarf, was auch dem Bundeslandwirtschaftsministerium bekannt sei. „Wir werden

das im parlamentarischen Verfahren einfordern, denn der erste Schritt muss vollständig sein“, betont

die SPD-Politikerin.

Brauchen funktionierendes Gesamtpaket zur Tierhaltung:

Ihr ist wichtig, dass das Gesetz in ein funktionierendes Gesamtpaket zur Tierhaltung gehört, deshalb

müsse es in einen übersichtlichen zeitlichen Zusammenhang gebracht werden. Da bestehe noch viel

Diskussions- und Aufklärungsbedarf, konstatiert auch Mittag. Das dürfte auch für die Finanzierung

des Umbaus der Tierhaltung gelten. Die ist – über die Tierwohlmilliarde hinaus – bislang ungeklärt

und soll nun bis März in einer Arbeitsgruppe geklärt werden.

Nach Mittags Darstellung geht es dabei in erster Linie um eine „Finanzierungssystematik“. Hierzu

habe es in der letzten Wahlperiode Vorschläge zu Mehrwertsteuern und Abgaben gegeben und auch

andere Ideen würden diskutiert. „Es sollte jedoch nicht rein privatwirtschaftlich sein, und wir wollen

auch keine neue Behörde aufbauen“, so die SPD-Agrarsprecherin.

Ihr geht es besonders darum, endlich den Mehraufwand der Landwirtinnen und Landwirte über den

Verkaufspreis zurückzuführen – und dies „gesichert, ohne bürokratischen Aufwand“ und mit einem

System, das über die nächsten zehn bis 15 Jahre trägt.

Umsetzung der ZKL-Empfehlungen bleibt SPD-Schwerpunkt:

Gefragt nach den agrarpolitischen Schwerpunkten der SPD in den kommenden Jahren nennt Mittag

neben dem Umbau der Nutztierhaltung, die weitergehende Transformation der Landwirtschaft und die

Umsetzung der Empfehlungen der Zukunftskommission Landwirtschaft (ZKL). Auch die Zukunft der

Fischerei ist für uns wichtig, betont die Bundestagsabgeordnete. Sie persönlich setzt zusätzlich einen

Fokus auf die Themen gesunde und regionale Ernährung.

Quelle: topagrar.com



 

Weiter Streit um Importware, 08.12.2022

Der Bundesrat will auch Fleisch aus dem Ausland in die Kennzeichnungspflicht aufnehmen. Die

Bundesregierung hat ihre ablehnende Position nun noch einmal begründet.

Die Bundesregierung lehnt eine Ausdehnung der geplanten verpflichtenden staatlichen

Haltungskennzeichnung auf ausländische Produkte weiter ab. In ihrer heute vom Kabinett

beschlossenen Gegenäußerung verweist die Regierung auf rechtliche Bedenken, die gegen eine

Kennzeichnungspflicht für Waren spreche, die ganz oder auch nur teilweise außerhalb Deutschlands

hergestellt werden. Eine solche Regelung ist eine von knapp 60 Änderungen, die der Bundesrat in

seiner Stellungnahme zum Regierungsentwurf für ein Tierhaltungskennzeichnungsgesetz fordert.

Schrittweise Ausweitung geplant:

Offen zeigt sich die Regierung gegenüber der Kritik der Länderkammer, die Kennzeichnung zunächst

auf frisches Schweinefleisch und den Abschnitt der Mast sowie die Vermarktung über den

Lebensmitteleinzelhandel zu beschränken. Laut Gegenäußerung soll die verpflichtende staatliche

Kennzeichnung „schrittweise auf Vermarktungswege, Haltungsabschnitte, Produkt- und Tierarten

ausgeweitet werden“. Allerdings wird nicht weiter ausgeführt, wann und wie das erfolgen soll.

Die Regierung betont zudem die Notwendigkeit, Anpassungen im Bereich

immissionsschutzrechtlicher Regelungen vorzunehmen, um den Um- und Neubau tierwohlgerechter

Ställe zu erleichtern. Parallel zum Gesetz sollen demnach „verlässliche und klare Vollzugsregelungen

zur TA Luft“ beschlossen werden. Ziel sei es, die Erleichterung von

Emissionsminderungsverpflichtungen für qualitätsgesicherte Haltungsverfahren mit den Kriterien für

die Haltungsformen Frischluft, Auslauf/Freiland und Bio in Einklang zu bringen.

Finanzierung weiter offen:

Geteilt wird schließlich die Forderung des Bundesrates nach einem Finanzierungskonzept für den

Umbau der Tierhaltung. Nachdem mit der Bereitstellung von einer Mrd. Euro im Bundeshaushalt eine

Anschubfinanzierung ermöglicht werde, werde eine Koalitionsarbeitsgruppe über eine weitergehende

Finanzierung beraten, heißt es in der Gegenäußerung. Nicht einverstanden ist die Regierung mit der

Forderung der Länderkammer, dass der Umbau der Tierhaltung auf der Grundlage der Vorschläge

der Borchert-Kommission erfolgen müsse. Sie argumentiert, dass sich die Empfehlungen des

Kompetenznetzwerks von 2020 an dem damals vorgesehenen Konzept eines freiwilligen

Tierwohlkennzeichens sowie den Stufen 2 bis 4 vom Haltungsformkennzeichen des

Lebensmitteleinzelhandels orientiert hätten. Der nunmehr geplanten staatlichen

Tierhaltungskennzeichnung liege ausdrücklich kein Stufenmodell zugrunde.

Quelle: fleischwirtschaft.de

 



Höhenflug der Sojabohnenkurse überschritten, 03.12.2022

Eine defizitäre Sojabohnenbilanz in 2021/22 mit einem Bestandsabbau von -5,4 Mio. t auf 94,7 Mio. t

(Novemberschätzung USDA) in Verbindung mit der weltpolitisch kritischen Lage durch den

Ukrainekrieg schickte die Sojabohnenkurse auf einen Höhenflug. Hauptursache war eine

außerordentlich schwache Ernte in Südamerika, die binnen weniger Monate um rund 35 Mio. t

abwärts korrigiert wurde. Der Ukrainekrieg brachte für die Ölsaaten insgesamt gravierende

Auswirkungen, auch wenn die Betroffenheit bei Soja noch überschaubar erscheint.

Die Sojaproduktion in der Schwarzmeerregion wird als leicht wachsend eingeschätzt. In der Ukraine

erwartet man 2022 rund 3,5 Mio. t (Vj.: 3,8), in Russland sollen mit 5,5 Mio. t (Vj.:4,8) dagegen mehr

Bohnen geerntet worden sein. Bedeutender sind die Auswirkungen bei Sonnenblumen. Hier werden

in der Ukraine noch 10,1 Mio. t (Vj. 17,5) und in Russland 17,0 Mio. t (Vj. 15,5) erwartet.

Insbesondere der kurzfristige Ausfall bei Pflanzenölen (Sonnenblumen) versetzte die Ölsaatenmärkte

im 1. Halbjahr 2022 in Aufruhr. Inzwischen haben sich die Gemüter wieder beruhigt.

Die Welt-Ölsaatenbilanz für 2022/23 wird von den amerikanischen Schätzern als überschüssig

eingeschätzt. Bei 645,6 Mio. t Produktion und 632,7 Mio. t Verbrauch sollen die Bestände um 8,4

Mio. t auf 121,9 Mio. t anwachsen. Bei Soja wird bei einer Erzeugung von 390,5 Mio. t weiter die mit

Abstand größte Ernte aller Zeiten erwartet. Bei einem Verbrauch von 380,2 Mio. t sollen die Bestände

auf 102,2 Mio. t anwachsen und lägen damit wieder über der 100 Mio. t-Marke.

Trotz der soliden fundamentalen Daten haben sich die Sojakurse, nach einer leichten Schwäche im

Oktober, wieder um 1.450 US-Cent/Buschel befestigt. Der Januar 2023 notiert derzeit knapp darüber.

Gute Exportzahlen für Sojabohnen und eine kleine Rallye bei den Sojaölkursen verleiht den Bohnen

derzeit Stabilität. Ob sich das auch halten kann steht aber in Frage.

Schwächere Rohölkurse, die von Lockdowns geprägte COVID-Politik in China und die insgesamt

gute Versorgung im Ölsaatensektor könnten das aktuelle Geschehen auch wieder kippen. Für

Sojaschrot (Normtyp) wurde in Süden im November 60,50 €/dt (Sept.: 61,50) genannt. 48er HP-

Schrot liegt bei 64 €/dt (Sept.: 65). Der Preis für GVO-freien 48erSchrot lag im November mit 77,50

€/dt deutlich unter dem Septemberpreis (80).

Quelle: proplanta.de

 



 

Weihnachten fördert Absatz, 04.12.2022

In Deutschland legt die VEZG-Preisempfehlung die zweite Woche in Folge spürbar zu. Auch in

Belgien und Österreich klettern die Notierungen. In Spanien erhalten weitere Betriebe die Zulassung

für Exporte nach China. Das angelaufene Weihnachtsgeschäft hat die Situation am deutschen

Schweinemarkt grundlegend verändert. Der Absatz von Schweinefleisch hat spürbar zugelegt und

schlachtreife Tiere werden von den Fleischherstellern rege nachgefragt.

Die Vereinigung der Erzeugergemeinschaften für Vieh und Fleisch (VEZG) nutzte diese Situation und

setzte am 30. November ihre Preisempfehlung für Schlachtschweine um fünf Cent auf 2,00 Euro je

Kilogramm Schlachtgewicht (SG) herauf. Zuletzt war diese Marke Mitte Oktober erreicht worden.

Bereits eine Woche zuvor war die Notierung um fünf Cent gestiegen.

Für die Mäster bedeutet ein Plus von fünf Cent beim Erzeugerpreis und einem wöchentlichen

Schlachtaufkommen von zuletzt etwa 780.000 Tieren bei einem Durchschnittsgewicht von 98,5

Kilogramm einen Erlösanstieg von etwa 3,8 Mio. Euro, was aber zur Begleichung der gestiegenen

Produktionskosten laut Erzeugerseite auch dringend notwendig ist.

In mehreren EU-Nachbarländern ging es mit den Schlachtschweinepreisen ebenfalls bergauf;

anderenorts waren stabile Preise zu verzeichnen. Allgemein ist am EU-Binnenmarkt zum

Monatswechsel ein Nachfrageanstieg für Schweinefleisch festzustellen, was für die Jahreszeit nicht

ungewöhnlich ist. Doch schien diese Belebung aufgrund des inflationären Umfelds und der

Kaufkraftverluste in diesem Jahr nicht selbstverständlich. Für die jüngste Aufwärtsentwicklung der

Kurse für Schlachtschweine ist laut Analysten auch entscheidend, dass die saisonale

Nachfragebelebung wegen gesunkener Tierbestände auf ein viel kleineres Angebot an

Schlachtschweinen als in den früheren Jahren trifft. Dies gilt auch für Österreich, wo der nationale

Leitpreis des Verbandes landwirtschaftlicher Veredlungsproduzenten (VLV) um fünf Cent auf 2,09

Euro je Kilo SG zulegte. Trotz des Feiertags Maria Empfängnis am 8. Dezember sei das

Lebendangebot schnell vergriffen gewesen, berichtete der VLV. Positiv auf die Fleischnachfrage in

Österreich wirkte sich im Vergleich zu den vergangenen beiden Corona-Jahren zudem der nicht

unbedeutende Absatz auf den wieder gut besuchten Weihnachtsmärkten aus.

Quelle: fleischwirtschaft.de

 



 

November Viehzählung: 16 % weniger Sauen in Niedersachsen, 09.12.2022

Die vorläufigen Ergebnisse der November-Viehzählung in Niedersachsen zeigen einen drastischen

Rückgang der Schweinebestände. Im Vergleich zum November 2021 ist die Zahl der Schweine

insgesamt um 8,9 % auf 7,1 Mio. Schweine zurückgegangen und erreicht damit den niedrigsten

Stand seit zehn Jahren. Besonders drastisch ist der Rückgang im Sauenbestand um 16 %.

Schweinebestände sinken auf Zehn-Jahres-Tief:

Wie das Landesamt für Statistik Niedersachsen (LSN) anhand vorläufiger Ergebnisse aus dem

November 2022 mitteilt, setzt sich der Rückgang der Schweinbestände zum Ende des Jahres 2022

weiter fort. Bei der Gesamtzahl der Schweine auch ungefähr in der Höhe, wie sie bereits in der

Frühjahrszählung ermittelt worden war. Mit einem Rückgang um 8,9% zum November 2021 (7,8 Mio.

Tiere) entsprechen ca. 7,1 Mio. Schweine dem niedrigsten Bestand seit zehn Jahren. Im Vergleich

zum November 2012 schrumpfte der Bestand um nahezu 21,6%.

Sauenbestand um 16 % eingebrochen:

Überdurchschnittlich ging die Anzahl der Zuchtsauen (-16,0%) im Vergleich zum Vorjahresmonat

zurück. Im November 2022 wurden noch rund 359.800 Zuchtsauen gehalten. Die Anzahl an Ferkeln

sank im Vergleich zum Vorjahresmonat um 11,0% auf rund 1,8 Mio. Tiere.

500 Betriebe gaben 2022 auf:

Während im Jahr 2012 noch etwa 7.800 Betriebe Schweine hielten, halbierte sich die Anzahl binnen

zehn Jahren nahezu auf rund 4.200 Betriebe (Stand November 2022). Im Vergleich zum November

2021 stellten etwa 500 Betriebe in Niedersachsen die Haltung von Schweinen ein. Zugenommen hat

hingegen die durchschnittliche Betriebsgröße. So erhöhte sich die Anzahl von rund 1.052 Schweinen

pro Betrieb im Jahr 2012 auf 1.684 Tiere pro Betrieb im November 2022. Wie auch in anderen

Bereichen der Landwirtschaft zeigt sich ein Trend hin zu weniger jedoch größeren Betrieben.

Quelle: schweine.net



Ferkel VEZG

25 kg Notierung / 200er Gruppe

Aktuelle Woche: 61,00 EUR
(12.12.22 – 18.12.22)

Vorwoche: 59,00 EUR

Mastschweine VEZG

Basispreis je kg SG

Aktuelle Woche: 2,00 EUR

(07.12..2022)

Vorwoche: 2,00 EUR
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